
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 26. Juli 2012 

 
 

Mandantenbrief August 2012 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemeines 

· Weiterverkauf gebrauchter Lizenzen trotz Veräußerungsverbot erlaubt 
 

Einkommensteuer 

· Mindestanforderung an ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 

· Aufwendungen für einen Telearbeitsplatz im Wohnbereich  
 

Umsatzsteuer 

· Übergangsregelung zu Belegnachweispflichten bei innergemeinschaftlichen Lieferungen 
ab 1.1.2012 

· Verkauf einer Vielzahl von Gegenständen über mehrere Jahre bei eBay kann umsatzsteu-
erpflichtig sein 
 

Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 

Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung August und September 2012 
S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag1 

10.8.2012 10.9.2012 

Umsatzsteuer 10.8.20122 10.9.20123 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Entfällt 10.9.2012 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 10.9.2012 

Ende der Schonfrist  Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck5 

13.8.2012 13.9.2012 

7.8.2012 7.9.2012 

Gewerbesteuer6 15.8.2012 Entfällt 
Grundsteuer6 15.8.2012 Entfällt 
Ende der Schonfrist  Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck5 

20.8.2012 
 

10.8.2012 

Entfällt 
 

Entfällt 
Sozialversicherung7 29.8.2012 26.9.2012 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitaler-

tragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit ei-
ner erfolgten Gewinnausschüttung an 
den Anteilseigner an das zuständige 
Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 In Bundesländern, in denen der 15.8.2012 ein Feiertag ist, gilt der 16.8.2012 als Fälligkeitstermin, mit einer Schonfrist bis zum 
20.8.2012. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 27.8./24.9.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Allgemeines 
Weiterverkauf gebrauchter Lizenzen trotz Veräußerungsverbot erlaubt 
(Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, C-128/11, Pressemitteilung vom 03.07.2012) 
Der EuGH hat entschieden, dass ein Softwarehersteller sich dem Weiterverkauf seiner "gebrauchten" 
Lizenzen, die die Nutzung seiner aus dem Internet heruntergeladenen Programme ermöglichen, nicht 
widersetzen kann. Das ausschließliche Recht zur Verbreitung einer derart lizenzierten Programmkopie 
erschöpft sich mit dem Erstverkauf. 
 

Einkommensteuer 
Mindestanforderung an ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 
Wird ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt, kann der Privatanteil nach diesem Fahrtenbuch 
berechnet werden, sodass die 1 %-Regelung nicht anzuwenden ist. Der Bundesfinanzhof hat inzwi-
schen entschieden, wie ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch auszusehen hat, wobei insbesondere 
Datum und Ziel der jeweiligen Fahrten ausgewiesen werden müssen. 
Eine GmbH hatte die Dienstwagenbesteuerung für ihren Gesellschaftergeschäftsführer nach der 
1 %-Regelung vorgenommen und später beim Finanzamt den Antrag gestellt, die private Nutzung für 
die Vergangenheit nach dem geführten Fahrtenbuch zu ermitteln. Das Finanzamt erkannte das Fahr-
tenbuch als nicht ordnungsgemäß an und lehnte den Antrag ab, weil nur die Orte und Straßennamen, 
nicht aber z. B. die Hausnummer oder der Name des Kunden angegeben waren. 
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Ansicht des Finanzamts. Es reichte auch nicht aus, dass der Ge-
schäftsführer weitere Daten in seinem persönlichen Kalender aufgezeichnet und diese später in das 
Fahrtenbuch übertragen hatte. 
Hinweis: Zur Vermeidung von Schwierigkeiten sollte ein Fahrtenbuch sorgfältig und lesbar ausgefüllt 
werden. Es bietet sich an, die Richtigkeit und Vollständigkeit der Eintragungen von Zeit zu Zeit mit 
dem Steuerberater abzustimmen. 
 

Abschreibungen auf Windkraftanlagen auch vor Inbetriebnahme möglich 
Ein Windpark setzt sich aus folgenden selbstständigen Wirtschaftsgütern zusammen: 
· Jede einzelne Windkraftanlage (WKA) mit Transformator und der inneren Verkabelung 
· Externe Verkabelung vom Transformator bis zum Stromnetz sowie der Übergabestation, wenn 

dadurch mehrere WKA verbunden sind 
· Zuwegung zur Anlage 
Die Abschreibung kann vorgenommen werden, sobald Besitz, Gefahr, Nutzungen und Lasten der 
Anlage auf den Erwerber übergegangen sind (sog. wirtschaftliches Eigentum). Eine Inbetriebnahme 
ist nicht erforderlich. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen 
Kann die Finanzverwaltung einen Sanierungsgewinn, der einem Unternehmer aus dem sanierungs-
bedingten Erlass eines Gläubigers auf dessen Forderungen entstanden war, als sachlich unbillige 
Härte qualifizieren und den Sanierungsgewinn damit steuerfrei stellen? Die Frage stellt sich deshalb, 
weil der Gesetzgeber eine entsprechende gesetzliche Vorschrift mit Wirkung ab 1998 aufgehoben 
hatte. 
Ein klärendes Wort der oberen Rechtsprechung ist zunächst nicht zustande gekommen, weil der an-
liegende Rechtsstreit sich erledigt hat, nachdem dem Unternehmer im Rahmen eines Insolvenzverfah-
rens Restschuldbefreiung gewährt worden war. 
(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 
 
Aufwendungen für einen Telearbeitsplatz im Wohnbereich sind in vollem Umfang als Wer-
bungskosten abzugsfähig 
Finanzgericht Rheinland-Pfalz, 4-K-1270/09, Urteil vom 19.01.2012 
Die Aufwendungen für einen in der selbstgenutzten Wohnung belegenen Raum unterliegen nicht dem 
Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 6b EStG, wenn der Arbeitnehmer auf Grund einer Vereinbarung 



 
mit dem Arbeitgeber gehalten ist, an mehreren Arbeitstagen pro Woche seine Arbeitsleistung an ei-
nem im häuslichen Bereich belegenen Telearbeitsplatz zu erbringen.  
 
Keine begünstigte Teilbetriebsveräußerung bei Zurückhaltung wesentlicher  
Betriebsgrundlagen - Finanzgericht Münster, 1-K-2523/09, Urteil vom 28.02.2012 
Die Veräußerung des Bereichs "Gastronomie" eines Groß- und Einzelhandels mit Getränken, der 
neben Getränkeabholmärkten, die er teils in eigener Regie und teils im Wege des Franchise führt, 
Gastronomiebetriebe und Veranstaltungen im Bereich Gastronomie beliefert, ist schon dann keine 
begünstigte Teilbetriebsveräußerung, wenn das Grundstück, auf dem die Leergutsortierung für den 
Bereich "Gastronomie" betrieben worden ist und das daher als wesentliche Betriebsgrundlage anzu-
sehen ist, nicht mitveräußert wird. 
 
 

Umsatzsteuer 
Übergangsregelung zu Belegnachweispflichten bei innergemeinschaftlichen Lieferungen ab 
1.1.2012 
Innergemeinschaftliche Warenlieferungen sind umsatzsteuerfrei, wenn alle Voraussetzungen dafür 
erfüllt sind. Unternehmer müssen die Voraussetzungen u. a. durch sog. Buch- und Belegnachweise 
erbringen. Die Bundesregierung hatte grundlegende Änderungen beschlossen, die mit Wirkung zum 
1.1.2012 in Kraft treten sollten. Die Verordnung sah dabei die Gelangensbestätigung als einzigen 
Belegnachweis vor. 
Nach massiver Kritik hat das Bundesministerium der Finanzen eingelenkt und die Vorschrift bis zur 
Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV) ausgesetzt. Die Anpassung der 
UStDV ist zum 1.1.2013 geplant. 
Mindestens bis zu diesem Zeitpunkt kann der Nachweis mit den bis zum 31.12.2011 anerkannten 
Belegen geführt werden. 

Einfuhrumsatzsteuer ohne vorherige Entrichtung als Vorsteuer abzugsfähig, wenn Steuer-
schuldner und Vorsteuerabzugsberechtigter identisch sind 
Führt ein Unternehmer Waren aus Staaten ein, die nicht Mitglied der EU sind, fällt regelmäßig Ein-
fuhrumsatzsteuer an. In bestimmten Fällen ist der Einführende Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer. 
Nach nationalem Recht kann der Unternehmer die Einfuhrumsatzsteuer unter der Voraussetzung als 
Vorsteuer abziehen, dass er die Einfuhrumsatzsteuer zuvor entrichtet hat. 
Der Europäische Gerichtshof hat entschieden, dass der Vorsteuerabzug nicht davon abhängig ge-
macht werden darf, dass der Unternehmer die Vorsteuer zuvor entrichtet hat. Sind Schuldner der Ein-
fuhrumsatzsteuer und Vorsteuerabzugsberechtigter dieselbe Person, kann der Vorsteuerabzug unab-
hängig von der Bezahlung der Einfuhrumsatzsteuer geltend gemacht werden. Ansonsten müsste der 
Unternehmer in Vorleistung gehen, was durch die Gemeinschaftsregeln gerade vermieden werden 
soll. 
Die Entscheidung ist zwar zum französischen Recht ergangen, betrifft aber auch Deutschland. Auch 
hier ist nach derzeitiger Gesetzeslage der Vorsteuerabzug von der vorherigen Entrichtung der Ein-
fuhrumsatzsteuer abhängig. Diese Einschränkung gilt nun nicht mehr. 

Verkauf einer Vielzahl von Gegenständen über mehrere Jahre bei eBay kann umsatzsteuer-
pflichtig sein 
Ist der Verkauf einer Vielzahl von Gegenständen über mehrere Jahre auf der Internet-Plattform eBay 
eine nachhaltige, unternehmerische und damit umsatzsteuerpflichtige Tätigkeit? Dieses kann nur auf-
grund des Gesamtbildes der Verhältnisse entschieden werden. 
Eine bereits beim Einkauf der Gegenstände bestehende Wiederverkaufsabsicht muss nicht gegeben 
sein. Eine nachhaltige Tätigkeit ist zu bejahen, wenn in drei Jahren aus insgesamt 841 Verkäufen 
83.500 EUR erzielt und dabei ein erheblicher Organisationsaufwand, z. B. durch die genaue und wer-
bemäßige Bezeichnung des Artikels, die Platzierung in einer Produktgruppe, die Zuweisung eines 
Mindestgebots, die Anfertigung von Fotos, die Überwachung des Versteigerungsvorgangs und des 
Zahlungseingangs sowie der unverzügliche Versand, betrieben wurde. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 


